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AKTIVA PASSIVA

Geschäftsjahr Vorjahr
EUR EUR

Geschäftsjahr Vorjahr
EUR EUR

A. Anlagevermögen

I. Immaterielle Vermögensgegenstände

entgeltlich erworbene Konzessionen, gewerbliche Schutzrechte und ähn-
liche Rechte und Werte sowie Lizenzen an solchen Rechten und Werten 7.295,00 11.308,00

II. Sachanlagen

1. andere Anlagen, Betriebs- und Geschäftsausstattung 13.342,00 7.927,00
2. geleistete Anzahlungen und Anlagen im Bau 0,00 15.300,15

13.342,00 23.227,15

III. Finanzanlagen

1. Anteile an verbundenen Unternehmen 9.478.646,01 9.478.646,01
2. Ausleihungen an verbundene Unternehmen 11.148.924,23 1.351.250,00
3. Wertpapiere des Anlagevermögens sowie GmbH-Anteile 5.884.249,36 6.078.039,36

26.511.819,60 16.907.935,37

B. Umlaufvermögen

I. Vorräte

1. fertige Erzeugnisse und Waren 5.080.000,00 6.128.295,99
2. geleistete Anzahlungen 0,00 124.920,74

5.080.000,00 6.253.216,73

II. Forderungen und sonstige Vermögensgegenstände

1. Forderungen aus Lieferungen und Leistungen 149.382,69 78.106,02
2. Forderungen gegen verbundene Unternehmen 16.304.735,20 26.604.222,88
3. sonstige Vermögensgegenstände 566.070,99 450.375,69

17.020.188,88 27.132.704,59

III. Kassenbestand, Bundesbankguthaben, Guthaben bei Kreditinstituten und
Schecks 4.132.502,28 7.195.252,97

C. Rechnungsabgrenzungsposten 377.274,87 557.344,48

A. Eigenkapital

I. Gezeichnetes Kapital 22.552.020,00 22.552.020,00
- davon bedingtes Kapital: EUR 9.805.230,00 (EUR 9.805.230,00)

II. Kapitalrücklage 24.597.680,86 24.597.680,86
- davon während des Geschäftsjahres eingestellt EUR 0,00

(EUR 501.156,00)

III. Gewinnrücklagen 12.544.585,38 12.544.585,38

IV. Verlustvortrag -30.793.246,11 -28.029.467,42

V. Jahresfehlbetrag -5.540.630,56 -2.763.778,69

B. Rückstellungen

sonstige Rückstellungen 199.643,50 202.778,37

C. Verbindlichkeiten

1. Verbindlichkeiten gegenüber Kreditinstituten 4.469.271,44 4.371.235,02
2. Verbindlichkeiten aus Lieferungen und Leistungen 188.720,38 182.772,59
3. Verbindlichkeiten gegenüber verbundenen Unternehmen 583.719,18 505.998,99
4. sonstige Verbindlichkeiten 24.338.311,24 23.916.136,87

29.580.022,24 28.976.143,47
- davon aus Steuern EUR 75.200,67 (EUR 75.315,54)
- davon im Rahmen der sozialen Sicherheit EUR 7.739,19 (EUR 0,00)

D. Rechnungsabgrenzungsposten 2.347,32 1.027,32

53.142.422,63 58.080.989,29 53.142.422,63 58.080.989,29
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Gewinn- und Verlustrechnung für die Zeit vom 01.01.2023 bis 31.12.2023 
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Geschäftsjahr Vorjahr
EUR EUR

1. Umsatzerlöse 1.263.787,24 1.053.456,05

2. sonstige betriebliche Erträge 202.362,54 588.505,25

3. Materialaufwand
a) Aufwendungen für bezogene Leistungen -301.144,20 -313.624,83

4. Personalaufwand
a) Löhne und Gehälter -1.122.025,24 -1.207.455,03
b) soziale Abgaben und Aufwendungen für Altersver-

sorgung und für Unterstützung -169.571,74 -126.848,78
-1.291.596,98 -1.334.303,81

- davon für Altersversorgung EUR -365,22
(EUR -2.101,74)

5. Abschreibungen
a) auf immaterielle Vermögensgegenstände des Anlage-

vermögens und Sachanlagen -23.516,17 -12.483,39
b) auf Vermögensgegenstände des Umlaufvermögens,

soweit diese die in der Kapitalgesellschaft üblichen Ab-
schreibungen überschreiten -1.326.352,13 -298.229,42

-1.349.868,30 -310.712,81

6. sonstige betriebliche Aufwendungen -3.175.364,76 -1.274.605,92

7. Erträge aus Beteiligungen 212.825,32 0,00
- davon aus verbundenen Unternehmen EUR 212.825,32

(EUR 0,00)

8. sonstige Zinsen und ähnliche Erträge 1.091.149,80 1.084.555,52
- davon aus verbundenen Unternehmen EUR 1.071.294,86

(EUR 1.034.447,77)

9. Abschreibungen auf Finanzanlagen und auf Wertpapiere
des Umlaufvermögens 0,00 -200.000,00
- davon außerplanmäßige Abschreibungen EUR 0,00

(EUR -200.000,00)

10. Zinsen und ähnliche Aufwendungen -2.186.962,63 -2.055.874,43
- davon an verbundene Unternehmen EUR 0,00

(EUR -2.116,66)

11. Steuern vom Einkommen und vom Ertrag -67,62 -15,71

12. Ergebnis nach Steuern -5.534.879,59 -2.762.620,69

13. sonstige Steuern -5.750,97 -1.158,00
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Gewinn- und Verlustrechnung für die Zeit vom 01.01.2023 bis 31.12.2023 
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Geschäftsjahr Vorjahr
EUR EUR

14. Jahresfehlbetrag -5.540.630,56 -2.763.778,69

15. Verlustvortrag aus dem Vorjahr -30.793.246,11 -28.029.467,42

16. Bilanzverlust -36.333.876,67 -30.793.246,11
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Coreo AG, Frankfurt am Main 

Anhang für das Geschäftsjahr 2023 (HGB) 

 

Allgemeine Angaben 

Die Coreo AG hat ihren Sitz in Frankfurt am Main. Sie ist im Handelsregister des Amtsgericht 

Frankfurt unter HRB 74535 eingetragen. 

Der vorliegende Jahresabschluss wurde gemäß §§ 242 ff. und 264 ff. HGB sowie nach den 

einschlägigen Vorschriften des AktG aufgestellt.  

Nach den in § 267 HGB angegebenen Größenklassen ist die Gesellschaft eine kleine 

Kapitalgesellschaft. Die größenabhängigen Erleichterungen für eine kleine Kapitalgesellschaft 

wurden teilweise in Anspruch genommen.  

Für die Gewinn- und Verlustrechnung wurde das Gesamtkostenverfahren gemäß § 275 Abs. 2 

HGB gewählt. Die Bezeichnung einzelner Bilanzpositionen wurde gemäß § 265 Abs. 6 HGB den 

Bedürfnissen der Gesellschaft angepasst. 

 

Bilanzierungs- und Bewertungsmethoden 

Die entgeltlich erworbenen immateriellen Vermögensgegenstände sind zu Anschaffungskosten 

bilanziert und werden entsprechend ihrer voraussichtlichen Nutzungsdauer von 3 bis 10 Jahren 

um planmäßige lineare Abschreibungen vermindert. 

Das Sachanlagevermögen ist zu Anschaffungskosten angesetzt und wird, soweit abnutzbar, um 

planmäßige lineare Abschreibungen über eine Nutzungsdauer von 3 bis 13 Jahren vermindert.  

Geringwertige Vermögensgegenstände werden bis zu einem Wert von EUR 800,00 im Jahr des 

Zugangs voll abgeschrieben. 
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Die Finanzanlagen werden mit den Anschaffungskosten oder dem niedrigeren beizulegenden 

Wert angesetzt. Außerplanmäßige Abschreibungen werden auf Vermögensgegenstände des 

Finanzanlagevermögens nur bei voraussichtlich dauernder Wertminderung durchgeführt. 

Zuschreibungen erfolgen dann, wenn der Grund für zuvor vorgenommene Abschreibungen 

entfallen ist. 

Die Vorräte werden zu Anschaffungskosten oder dem niedrigeren beizulegenden Wert angesetzt. 

Forderungen und sonstige Vermögensgegenstände sind mit ihrem Nennbetrag oder dem nied-

rigeren beizulegenden Wert angesetzt. 

Der Kassenbestand und die Guthaben bei Kreditinstituten sind zum Nominalwert angesetzt.  

Die aktiven Rechnungsabgrenzungsposten sind in der Höhe der Ausgaben angesetzt, soweit 

diese Aufwendungen für einen bestimmten Zeitraum nach dem Bilanzstichtag darstellen. 

Die sonstigen Rückstellungen werden in Höhe des nach vernünftiger kaufmännischer 

Beurteilung notwendigen Erfüllungsbetrags gemäß § 253 Abs. 1 Satz 2 HGB angesetzt und 

berücksichtigen alle erkennbaren Risiken und ungewissen Verpflichtungen. Soweit notwendig, 

werden künftige Kostensteigerungen berücksichtigt. Bei Rückstellungen mit einer Restlaufzeit von 

mehr als einem Jahr erfolgt eine Abzinsung entsprechend § 253 Abs. 2 HGB. 

Die Verbindlichkeiten sind zum Erfüllungsbetrag passiviert.  

Unter den passiven Rechnungsabgrenzungsposten werden Einnahmen vor dem Bilanzstichtag 

ausgewiesen, soweit diese Erträge für einen bestimmten Zeitraum nach dem Bilanzstichtag 

darstellen. 
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Angaben und Erläuterungen zu den Posten der Bilanz 

Anlagevermögen 

Die Zusammensetzung und Entwicklung der Einzelposten des Anlagevermögens gemäß § 284 

Abs. 3 HGB unterbleibt unter Hinweis auf § 288 Abs. 1 Nr. 1 HGB. 

Die Angaben zum Anteilsbesitz gemäß 285 Nr. 11 HGB unterbleiben unter Hinweis auf  

§ 288 Abs. 1 Nr. 1 HGB. 

Forderungen und sonstige Vermögensgegenstände 

Sämtliche Forderungen und sonstige Vermögensgegenstände haben, mit Ausnahme von sonsti-

gen Vermögensgegenständen in Höhe von 363 TEUR (Vorjahr: 344 TEUR), eine Restlaufzeit bis 

zu einem Jahr. 

Die Forderungen gegen verbundene Unternehmen betreffen mit 501 TEUR (Vorjahr: 391 TEUR) 

Forderungen aus Lieferungen und Leistungen und mit 15.804 TEUR (Vorjahr: 26.213 TEUR) 

sonstige Forderungen. 

Eigenkapital 

Das Grundkapital der Coreo AG ist zum 31. Dezember 2023 eingeteilt in 22.552.020 Stückaktien 

(Vorjahr: 22.552.020 Stückaktien), die allesamt auf den Inhaber lauten. 

Der Vorstand ist durch Beschluss der Hauptversammlung vom 04.08.2022 ermächtigt, das 

Grundkapital bis zum 03.08.2027 mit Zustimmung des Aufsichtsrats um bis zu 11.276.010,00 EUR 

gegen Bar- und/oder Sacheinlage einmal oder mehrmals zu erhöhen, wobei das Bezugsrecht der 

Aktionäre ausgeschlossen werden kann (Genehmigtes Kapital 2022/I).  

Das Grundkapital ist durch Beschluss der Hauptversammlung vom 04.08.2022 um bis zu 

1.500.000,00 EUR bedingt erhöht (Bedingtes Kapital 2022/I). Das bedingte Kapital dient 

ausschließlich der Gewährung von Bezugsrechten auf Aktien (Aktienoptionen) an 

Vorstandsmitglieder der Gesellschaft oder an Geschäftsführer von mit der Gesellschaft 

verbundenen Unternehmen sowie an Arbeitnehmer der Gesellschaft oder von mit der Gesellschaft 

verbundenen Unternehmen, die aufgrund der Ermächtigung der Hauptversammlung vom 

04.08.2022 im Rahmen des Aktienoptionsprogramms 2022 gewährt werden.  
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Ferner wurde durch Beschluss der Hauptversammlung vom 04.08.2022 das Bedingte Kapital 

2016/I auf 159.000,00 EUR reduziert und das Bedingte Kapital 2019/I aufgehoben. 

Das Grundkapital ist durch Beschluss der Hauptversammlung vom 14.09.2021 um bis zu 

7.522.230,00 EUR bedingt erhöht (Bedingtes Kapital 2021/I). Das bedingte Kapital dient der 

Gewährung von Optionsrechten bzw. Optionspflichten bzw. Wandlungsrechten bzw. 

Wandlungspflichten. 

Das Grundkapital ist durch Beschluss der Hauptversammlung vom 28.08.2013 und nach 

Reduzierung vom 19.06.2018 nun um bis zu 624.000,00 EUR bedingt erhöht (Bedingtes Kapital 

2013/I). Das bedingte Kapital dient der Gewährung von Optionsrechten bzw. Optionspflichten bzw. 

Wandlungsrechten bzw. Wandlungspflichten. 

Die Kapitalrücklage in Höhe von 24.598 TEUR (Vorjahr: 24.598 TEUR) wird nach § 272 Abs. 2  

Nr. 1 HGB bilanziert.  

Rückstellungen 

Die sonstigen Rückstellungen betreffen im Wesentlichen Rückstellungen für rückständigen Urlaub 

und Personalkosten, Jahresabschluss- sowie Kosten für die Hauptversammlung. 

Verbindlichkeiten 

 

Die Verbindlichkeiten gegenüber Kreditinstituten sind, wie im Vorjahr, vollständig durch Grund-

schulden auf Immobilienvermögen besichert. 

Rest- Rest- Rest- Rest- Rest- Rest-

laufzeit laufzeit laufzeit laufzeit laufzeit laufzeit

Gesamt bis 1 Jahr zwischen über Gesamt bis 1 Jahr zwischen über

1 und 5 5 Jahre 1 und 5 5 Jahre

Jahren Jahren

TEUR TEUR TEUR TEUR TEUR TEUR TEUR TEUR

Verbindlichkeiten geg.  

Kreditinstituten 4.469 4.469 0 0 4.371 4.371 0 0

Verbindlichkeiten aus Liefe-

rungen und Leistungen 189 189 0 0 183 183 0 0

Verindlichkeiten gegenüber 

verbundenen Unternehmen 584 4 580 0 506 506 0 0

Sonstige Verbindlichkeiten 24.338 138 24.200 0 23.881 81 23.800 0

29.580 4.800 24.780 0 28.941 5.141 23.800 0

31.12.202231.12.2023
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In den sonstigen Verbindlichkeiten wird ein Darlehen in Höhe von 24.200 TEUR (Vorjahr: 23.800 

TEUR) gegenüber weiteren Fremdkapitalgebern ausgewiesen.  

Für die Absicherung dieses Darlehens wurden folgende Geschäftsanteile verpfändet:  

• Coreo Göttingen AM UG (haftungsbeschränkt) 

• Coreo Han AM UG (haftungsbeschränkt)  

• Coreo Wubi Residential UG (haftungsbeschränkt) UG & Co. KG  

• Coreo Han UG (haftungsbeschränkt) & Co. KG 

• Dritte Coreo Immobilien VVG mbH  

• Coreo Göttingen Residential UG (haftungsbeschränkt) & Co. KG 

• Vierte Coreo Immobilien VVG mbH 

Darüber hinaus wurde ein Bankkonto der Coreo AG, welches für Zwecke dieses Darlehensvertrags 

genutzt wird, verpfändet.  

Sämtliche Verbindlichkeiten gegenüber verbundenen Unternehmen betreffen, wie im Vorjahr, 

sonstige Verbindlichkeiten. 

 

Angaben und Erläuterungen zu den Posten der Gewinn- und Verlustrech-

nung 

Sonstige betriebliche Erträge 

Die sonstigen betrieblichen Erträge enthalten im Wesentlichen Erträge aus dem Abgang von 

Finanzanlagen, sonstige Sachbezüge sowie Erstattungen aufgrund des Aufwandsausgleichsge-

setzes. 

Sonstige betriebliche Aufwendungen 

Die sonstigen betrieblichen Aufwendungen betreffen im Wesentlichen Fremdleistungen, 

Raumkosten, Nebenkosten des Geldverkehrs sowie Rechts- und Beratungskosten und 

Jahresabschlusskosten sowie Aufwendungen aus einem Forderungsverzicht gegenüber einem 

verbundenen Unternehmen.  
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Aufwendungen von außergewöhnlicher Größenordnung und Bedeutung 

In den Abschreibungen sind Abschreibungen auf Vorräte in Höhe von TEUR 1.326 enthalten, die 

für die Gesellschaft von außergewöhnlicher Größenordnung und Bedeutung sind. In den sonstigen 

betrieblichen Aufwendungen sind Aufwendungen aus einem Forderungsverzicht gegenüber einem 

verbundenen Unternehmen in Höhe von 1.880 TEUR enthalten, die für die Gesellschaft von 

außergewöhnlicher Größenordnung und Bedeutung sind. 

 

Sonstige Angaben 

Haftungsverhältnisse  

Dritte Coreo Immobilien VVG mbH  

Gegenüber einer Bank besteht zur Absicherung der Darlehensverbindlichkeit in Höhe von 1.566 

TEUR zum 31.12.2023 aus der Finanzierung der Immobilienanschaffung eine Ausfallbürgschaft in 

Höhe von 1.958 TEUR für die Dritte Coreo Immobilien VVG mbH, wobei die Coreo AG aus dieser 

erst in Anspruch genommen werden kann, wenn feststeht, dass die Inanspruchnahme der Dritte 

Coreo Immobilien VVG mbH, gegebenenfalls auch die Verwertung aller ihrer Sicherheiten, keinen 

Erfolg verspricht. 

Darüber hinaus besteht gegenüber einer Bank eine selbstschuldnerische Bürgschaft in Höhe von 

1.300 TEUR zur Absicherung der Darlehensverbindlichkeit aus der Finanzierung der Immobilien-

anschaffung in Höhe von 4.126 TEUR zum 31.12.2023. 

Vierte Coreo Immobilien VVG mbH  

Die Coreo AG hat gegenüber einer Bank zur Absicherung der Darlehensverbindlichkeit in Höhe 

von 6.234 TEUR zum 31.12.2023 aus der Finanzierung der Immobilienanschaffung eine selbst-

schuldnerische Bürgschaft für die Vierte Coreo Immobilien VVG mbH in Höhe von 2.310 TEUR 

übernommen. 

Coreo Han UG & Co. KG  

Die Coreo AG hat gegenüber einer Bank zur Absicherung der Darlehensverbindlichkeit aus der 

Finanzierung der Immobilienanschaffung eine Patronatserklärung über 5.250 TEUR für die Coreo 

Han UG (haftungsbeschränkt) & Co. KG abgegeben. In der Patronatserklärung verpflichtet sich 
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die Coreo AG gegenüber der finanzierenden Bank ihre Tochtergesellschaft, die Coreo Han UG 

(haftungsbeschränkt) & Co. KG, jederzeit in den Stand zu versetzen, ihren Verpflichtungen aus 

dem Kreditverhältnis nachzukommen.  

Coreo Wubi Residential UG & Co. KG  

Die Coreo AG hat gegenüber einer Bank zugunsten der Coreo Wubi Residential UG (haftungsbe-

schränkt) & Co. KG zur Absicherung einer Darlehensverbindlichkeit in Höhe von 2.419 TEUR zum 

31.12.2023 aus der Finanzierung des Wohnungsportfolios Wuppertal und Bielefeld eine selbst-

schuldnerische Bürgschaft in Höhe von 2.720 TEUR übernommen.  

Coreo Wiesbaden PE UG & Co. KG  

Die Coreo AG hat gegenüber einer Bank zugunsten der Coreo Wiesbaden PE UG (haftungsbe-

schränkt) & Co. KG zur Absicherung einer Darlehensverbindlichkeit in Höhe von 2.165 TEUR zum 

31.12.2023 aus der Finanzierung zweier Grundstücke in Wiesbaden eine selbstschuldnerische 

Bürgschaft in Höhe von 2.880 TEUR übernommen.  

Zum Bilanzstichtag bestanden bei der Coreo AG keine weiteren Haftungsverhältnisse gegenüber 

fremden Dritten. 

Durchschnittliche Zahl der während des Geschäftsjahres beschäftigten Arbeitnehmer 

Die durchschnittliche Zahl der während des Geschäftsjahres im Unternehmen beschäftigten Ar-

beitnehmer betrug 12. 

 

Organe der Gesellschaft 

Dem Vorstand gehörten im Geschäftsjahr 2023 an: 

• Herr Jürgen Georg Faè, Unternehmer, Chief Executive Officer (CEO), Wien (ab 20.03.2023) 

• Herr Michael Tegeder, Kaufmann, Chief Financial Officer (CFO), Düsseldorf  

(bis 30.04.2023)  

• Herr Dennis Gothan, Real Estate Transactionmanager, Chief Executive Officer (CEO), 

Frankfurt a. M. (bis 05.03.2023)  
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BESTÄTIGUNGSVERMERK DES UNABHÄNGIGEN ABSCHLUSSPRÜFERS

An die Coreo AG:

Prüfungsurteile

Wir haben den Jahresabschluss der Coreo AG, Frankfurt am Main – bestehend aus der Bi-
lanz zum 31. Dezember 2023 und der Gewinn- und Verlustrechnung für das Geschäftsjahr
vom 1. Januar 2023 bis zum 31. Dezember 2023 sowie dem Anhang, einschließlich der Dar-
stel lung der Bi lan zierungs- und Bewer tungsmethoden – geprüft.

Die Einbeziehung der Buchführung in die Abschlussprüfung nach § 317 Abs. 1 Satz 1 HGB
stellt eine zusätzliche ge setzliche Anforderung dar, die über diejenigen der Interna tio nalen
Prü fungsstandards (ISA) hinausgeht.

Unsere nach § 317 HGB durchgeführte Prüfung hat zu keinen Einwendungen geführt.

Nach unserer Beurteilung aufgrund der bei der Prüfung gewonnenen Erkenntnisse ent spricht
der beigefügte Jahresabschluss in allen wesentlichen Belangen den deut schen, für Kapital-
gesellschaften geltenden handelsrechtlichen Vorschriften und vermittelt un ter Be achtung der
deutschen Grundsätze ordnungsmäßiger Buchführung ein den tat sächli chen Verhältnissen
entspre chendes Bild der Vermögens- und Finanzlage der Ge sellschaft zum 
31. Dezember 2023 sowie ihrer Er tragsla ge für das Geschäftsjahr vom 1. Januar 2023 bis
zum 31. Dezember 2023.

Gemäß § 322 Abs. 3 Satz 1 HGB erklären wir, dass unsere Prüfung zu keinen Einwendun-
gen ge gen die Ord nungsmäßigkeit des Jahresabschlusses geführt hat.

Grundlage für die Prüfungsurteile

Wir haben unsere Prüfung des Jahresabschlusses in Übereinstim mung mit § 317 HGB un ter
Beachtung Internationaler Prüfungsstandards (ISA) durchgeführt. Unse re Verantwor tung
nach diesen Vorschriften und Grundsätzen ist im Abschnitt „Verantwortung des Ab schluss-
prü fers für die Prüfung des Jahresabschlusses“ unseres Be stätigungs vermerks wei terge-
hend beschrieben. Wir sind von dem Un ternehmen unabhän gig in Über einstimmung mit den
deutschen handelsrechtlichen und be rufsrechtlichen Vor schrif ten und haben unsere sonsti-
gen deutschen Berufspflichten in Über einstimmung mit diesen Anforde rungen erfüllt. Wir
sind der Auf fassung, dass die von uns er langten Prüfungs nach weise aus reichend und ge eig-
net sind, um als Grundlage für unsere Prüfungsurteile zum Jah resab schluss zu die nen.
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Sonstige Informationen

Die gesetzlichen Vertreter sind für die sonstigen Informationen verantwortlich. Die sonstigen
Infor mationen umfassen:

· die übrigen Teile des Geschäftsberichts, mit Ausnahme des geprüften Jahresab schlus-
ses sowie unseres Bestätigungsvermerks.

Im Zusammenhang mit unserer Prüfung haben wir die Verantwortung, die sonstigen Infor ma-
tionen zu lesen und dabei zu würdigen, ob die sonstigen Informationen

· wesentliche Unstimmigkeiten zum Jahresabschluss oder unseren bei der Prüfung er lang-
ten Kenntnissen aufweisen oder

· anderweitig wesentlich falsch dargestellt erscheinen.

Verantwortung der gesetzlichen Vertreter und des Aufsichtsrats für den Jahresab-
schluss

Die gesetzlichen Vertreter sind verantwortlich für die Aufstellung des Jahresabschlusses, der
den deutschen, für Kapitalgesellschaften geltenden handelsrechtlichen Vorschriften in allen
wesentlichen Belangen entspricht, und dafür, dass der Jahresabschluss unter Beach tung der
deutschen Grundsätze ordnungsmäßiger Buchführung ein den tatsächli chen Ver hältnissen
entsprechendes Bild der Vermögens-, Fi nanz- und Ertragslage der Gesellschaft vermittelt.
Ferner sind die gesetzlichen Vertreter ver antwortlich für die internen Kontrollen, die sie in
Übereinstimmung mit den deutschen Grund sätzen ordnungsmäßiger Buchführung als not-
wendig be stimmt haben, um die Aufstellung ei nes Jahresabschlusses zu ermögli chen, der
frei von wesentlichen – beabsichtigten oder un beabsichtigten – falschen Darstel lungen ist.

Bei der Aufstellung des Jahresabschlusses sind die gesetzlichen Vertreter dafür verantwort-
lich, die Fähigkeit der Gesellschaft zur Fortführung der Unternehmenstätigkeit zu beurteilen.
Des Weiteren haben sie die Verantwortung, Sachverhalte in Zusammenhang mit der Fort füh-
rung der Unterneh menstätigkeit, sofern einschlägig, anzugeben. Darüber hinaus sind sie da-
für verantwortlich, auf der Grundlage des Rechnungslegungsgrundsatzes der Fortführung
der Unternehmenstätigkeit zu bilan zieren, sofern dem nicht tatsächliche oder rechtliche Ge-
gebenheiten entgegenstehen.

Der Aufsichtsrat ist verantwortlich für die Überwachung des Rechnungs legungsprozesses
der Gesell schaft zur Aufstellung des Jahresabschlusses.

Verantwortung des Abschlussprüfers für die Prüfung des Jahresabschlusses

Unsere Zielsetzung ist, hinreichende Sicherheit darüber zu erlangen, ob der Jahresab schluss
als Gan zes frei von wesentlichen – beabsichtigten oder unbeabsichtigten – falschen Darstel-
lungen ist sowie einen Bestätigungsvermerk zu er teilen, der unsere Prüfungsurteile zum Jah-
resabschluss beinhaltet.
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Hinreichende Sicherheit ist ein hohes Maß an Sicherheit, aber keine Garantie dafür, dass ei-
ne in Übereinstimmung mit § 317 HGB unter Beachtung der Internationalen Standards (ISA)
durchge führte Prüfung eine wesentliche falsche Darstellung stets aufdeckt. Falsche Darstel-
lungen können aus Verstößen oder Unrichtigkeiten resultieren und werden als we sentlich an-
gesehen, wenn vernünftig erweise erwartet werden könnte, dass sie einzeln oder insge samt
die auf der Grundlage dieses Jah resabschlusses getroffenen wirtschaftli chen Ent scheidun-
gen von Adressaten beeinflussen.

Als Teil unserer Prüfung in Übereinstimmung mit ISA üben wir pflichtgemäßes Ermessen aus
und be wahren uns eine kritische Grundhaltung.

Darüber hinaus

· identifizieren und beurteilen wir die Risiken wesentlicher – beabsichtigter oder unbe ab-
sich tigter – falscher Darstellungen im Jahresabschluss, planen und füh ren Prü fungs-
handlungen als Reaktion auf diese Risiken durch und erlangen Prüfungs nach weise, die
ausreichend und geeignet sind, um als Grundlage für unsere Prüfungsur teile zu die nen.
Das Risiko, dass wesentli che falsche Darstellungen nicht aufgedeckt werden, ist bei Ver-
stößen höher als bei Unrichtigkeiten, da Verstöße betrügerisches Zu sam menwirken,
Fälschungen, beabsichtigte Unvollständigkeiten, irre führende Darstellun gen bzw. das Au-
ßer kraftsetzen interner Kontrollen beinhalten können.

· gewinnen wir ein Verständnis von dem für die Prüfung des Jahresabschlusses relev an ten
in ternen Kontrollsystem, um Prüfungshandlungen zu planen, die unter den gegebe nen
Um ständen angemessen sind, jedoch nicht mit dem Ziel, ein Prüfungsurteil zur Wirk-
samkeit die ser Sys teme der Gesellschaft abzu geben.

· beurteilen wir die Angemessenheit der von den gesetzlichen Vertretern angewandten
Rech nungslegungsmethoden sowie die Vertretbarkeit der von den gesetzlichen Ver-
tretern dargestellten geschätzten Werte und damit zusammenhängenden Angaben.

· ziehen wir Schlussfolgerungen über die Angemessenheit des von den gesetzlichen Ver-
tretern angewandten Rechnungslegungsgrundsatzes der Fortführung der Unterneh mens-
tätigkeit sowie, auf der Grundlage der erlangten Prüfungsnachweise, ob eine we sentliche
Unsicherheit im Zusammen hang mit Ereignissen oder Gegebenheiten besteht, die be-
deutsa me Zweifel an der Fähigkeit der Ge sellschaft zur Fortführung der Unterneh-
menstätigkeit auf werfen können. Wir ziehen unsere Schluss folgerungen auf der Grund la-
ge der bis zum Da tum unseres Bestätigungsvermerks erlangten Prü fungsnachweise. Zu-
künftige Ereignisse oder Gegebenheiten können jedoch dazu führen, dass die Ge sell-
schaft ihre Unternehmens tätigkeit nicht mehr fortführen kann.

· beurteilen wir die Gesamt darstellung, den Aufbau und den Inhalt des Jahresabschlus ses,
einschließlich der Angaben, sowie ob der Jahresabschluss die zugrundeliegenden Ge-
schäftsvor fälle und Ereig nisse so darstellt, dass der Jahresabschluss unter Beach tung
der deutschen Grundsätze ord nungsmäßiger Buchführung ein den tatsächlichen Verhält-
nissen entspre chendes Bild der Vermö gens-, Finanz- und Ertragslage der Gesell schaft
vermittelt.
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Wir erörtern mit den für die Überwachung Verantwortlichen unter anderem den geplanten
Umfang und die Zeitplanung der Prüfung sowie bedeutsame Prüfungsfeststellungen, ein-
schließlich etwaiger Mängel im internen Kontrollsystem, die wir während unserer Prüfung
feststellen.

Hofheim am Taunus, 21. Mai 2024

VOTUM AG 
Wirtschaftsprüfungsgesellschaft 
Steuerberatungsgesellschaft

Leoff Lehnert
Wirtschaftsprüfer Wirtschaftsprüfer







Besondere Auftragsbedingungen 
für Prüfungen und prüfungsnahe Leistungen  
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Präambel 
Diese Auftragsbedingungen ergänzen und konkretisieren die 
vom Institut der Wirtschaftsprüfer e. V. herausgegebenen 
Allgemeinen Auftragsbedingungen für Wirtschaftsprüfer und 
Wirtschaftsprüfungsgesellschaften (in der dem Auf-
tragsbestätigungs-/Angebotsschreiben beigefügten Fas-
sung) und sind diesen gegenüber vorrangig anzuwenden. Sie 
gelten nachrangig zu einem Auftragsbestätigungs-/ 
Angebotsschreiben. Das Auftragsbestätigungs-/Ange-
botsschreiben zusammen mit allen Anlagen bildet die 
„Sämtlichen Auftragsbedingungen“. 

A. Ergänzende Bestimmungen für Abschlussprüfungen 
nach § 317 HGB und vergleichbare Prüfungen nach 
nationalen und internationalen Prüfungsgrundsätzen 
Die Prüfung wird gemäß § 317 HGB und unter Beachtung 
der von der IFAC (International Federation of Accountants) 
herausgegebenen Internationalen Prüfungsstandards ISA 
(International Standards on Auditing) festgelegten 
Grundsätze ordnungsmäßiger Abschlussprüfung ("GoA") 
durchgeführt. Diese werden eventuell ergänzt um weitere 
deutsche Verlautbarungen, soweit kein entsprechender ISA 
zur Verfügung steht. Dem entsprechend wird die Prüfung 
unter Beachtung der Grundsätze gewissenhafter 
Berufsausübung so geplant und angelegt, dass Unrichtig-
keiten und Verstöße, die sich auf den Prüfungsgegenstand 
laut Auftragsbestätigungsschreiben wesentlich auswirken, 
mit hinreichender Sicherheit erkannt werden. 

Alle Prüfungshandlungen werden durchgeführt, die den 
Umständen entsprechend für die Beurteilung als notwendig 
erachtet werden und es wird geprüft, in welcher Form der 
in § 322 HGB resp. den GoA vorgesehene Vermerk zum 
Prüfungsgegenstand erteilt werden kann. Über die Prüfung 
des Prüfungsgegenstands wird in berufsüblichem Umfang 
berichtet. Um Art, Zeit und Umfang der einzelnen 
Prüfungshandlungen in zweckmäßiger Weise festzulegen, 
wird, soweit es für erforderlich gehalten wird, das System 
der rechnungslegungsbezogenen internen Kontrollen 
geprüft und beurteilt, insbesondere soweit es der Sicherung 
einer ordnungsgemäßen Rechnungslegung dient. Wie 
berufsüblich, werden die Prüfungshandlungen in 
Stichproben durchgeführt, sodass ein unvermeidliches 
Risiko besteht, dass auch bei pflichtgemäß durchgeführter 
Prüfung selbst wesentliche falsche Angaben unentdeckt 
bleiben können. Daher werden z.B. Unterschlagungen und 
andere Unregelmäßigkeiten durch die Prüfung nicht 
notwendigerweise aufgedeckt. Wir weisen darauf hin, dass 
die Prüfung in ihrer Zielsetzung nicht auf die Aufdeckung 
von Unterschlagungen und anderen Unregelmäßigkeiten, 
die nicht Übereinstimmung des Prüfungsgegenstands mit 
den maßgebenden Rechnungslegungsgrundsätzen 
betreffen, ausgerichtet ist. Sollten jedoch im Rahmen der 
Prüfung derartige Sachverhalte festgestellt werden, wird 
dem Auftraggeber („Auftraggeber“) dies unverzüglich zur 
Kenntnis gebracht.  

Vorstehende Ausführungen zu Prüfungszielen und –metho-
den gelten für andere Prüfungen nach nationalen oder 
internationalen Prüfungsgrundsätzen sinngemäß.  

Es ist Aufgabe der gesetzlichen Vertreter des Auftragge-
bers, wesentliche Fehler im Prüfungsgegenstand zu korri-
gieren und uns gegenüber in der Vollständigkeitserklärung 
zu bestätigen, dass die Auswirkungen etwaiger nicht korri-
gierter Fehler, die von uns während des aktuellen Auftrags 

festgestellt wurden sowohl einzeln als auch in ihrer Gesam-
theit für den Prüfungsgegenstand unwesentlich sind. 

B. Auftragsverhältnis 
Unter Umständen werden uns im Rahmen des Auftrages 
und zur Wahrnehmung der wirtschaftlichen Belange des 
Auftraggebers unmittelbar Dokumente, die rechtliche Rele-
vanz haben, zur Verfügung gestellt. Wir stellen ausdrück-
lich klar, dass wir weder eine Verpflichtung zur rechtlichen 
Beratung bzw. Überprüfung haben, noch, dass dieser Auf-
trag eine allgemeine Rechtsberatung beinhaltet; daher hat 
der Auftraggeber auch eventuell im Zusammenhang mit der 
Durchführung dieses Auftrages von uns zur Verfügung ge-
stellte Musterformulierungen zur abschließenden juristi-
schen Prüfung seinem verantwortlichen Rechtsberater vor-
zulegen. Der Auftraggeber ist verantwortlich für sämtliche 
Geschäftsführungsentscheidungen im Zusammenhang mit 
unseren Leistungen sowie die Verwendung der Ergebnisse 
der Leistungen und die Entscheidung darüber, inwieweit 
unsere Leistungen für eigene interne Zwecke des Auftrag-
gebers geeignet sind. 

C. Informationszugang 
Es liegt in der Verantwortung der gesetzlichen Vertreter des 
Auftraggebers, uns einen uneingeschränkten Zugang zu 
den für den Auftrag erforderlichen Aufzeichnungen, Schrift-
stücken und sonstigen Informationen zu gewährleisten. 
Das Gleiche gilt für die Vorlage zusätzlicher Informationen, 
die vom Auftraggeber zusammen mit dem Abschluss sowie 
ggf. dem zugehörigen Lagebericht veröffentlicht werden. 
Der Auftraggeber, wird diese rechtzeitig vor Erteilung des 
Bestätigungsvermerks bzw. unverzüglich sobald sie vor-
liegen, zugänglich machen. Sämtliche Informationen, die 
uns vom Auftraggeber oder in seinem Auftrag zur 
Verfügung gestellt werden, müssen vollständig sein.  

D. Mündliche Auskünfte 
Soweit der Auftraggeber beabsichtigt, eine Entscheidung 
oder sonstige wirtschaftliche Disposition auf Grundlage von 
Informationen und/oder Beratung zu treffen, welche dem 
Auftraggeber mündlich erteilt wurde, so ist der Auftraggeber 
verpflichtet, entweder (a) uns rechtzeitig vor einer solchen 
Entscheidung zu informieren und uns zu bitten, das Ver-
ständnis des Auftraggebers über solche Informationen 
und/oder Beratung schriftlich zu bestätigen oder (b) in 
Kenntnis des oben genannten Risikos einer solchen 
mündlich erteilten Information und/oder Beratung jene 
Entscheidung in eigenem Ermessen und in alleiniger 
Verantwortung zu treffen.  

E. Entwurfsfassungen  
Entwurfsfassungen eines Arbeitsergebnisses dienen 
lediglich unseren internen Zwecken und/oder der 
Abstimmung mit dem Auftraggeber und stellen demzufolge 
nur eine Vorstufe des Arbeitsergebnisses dar und sind 
weder final noch verbindlich und erfordern eine weitere 
Durchsicht. Wir sind nicht dazu verpflichtet, ein finales 
Arbeitsergebnis im Hinblick auf Umstände, die uns seitdem 
im Arbeitsergebnis benannten Zeitpunkt des Abschlusses 
der Tätigkeit, oder in Ermangelung eines solchen 
Zeitpunkts der Auslieferung des Arbeitsergebnisses zur 
Kenntnis gelangt sind oder eintreten, zu aktualisieren. Dies 
gilt dann nicht, wenn wir aufgrund der Natur der Leistungen 
dazu verpflichtet sind. 



 

 

 

F. Freistellung 
Der Auftraggeber ist dazu verpflichtet, uns von allen 
Ansprüchen Dritter (einschließlich verbundener 
Unternehmen) sowie daraus folgenden Verpflichtungen, 
Schäden, Kosten und Aufwendungen (insbesondere 
angemessene externe Anwaltskosten) freizustellen, die aus 
der Verwendung des Arbeitsergebnisses durch Dritte 
resultieren und die Weitergabe direkt oder indirekt durch 
den Auftraggeber oder auf seine Veranlassung hin erfolgt 
ist. Diese Verpflichtung besteht nicht in dem Umfang, wie 
wir uns ausdrücklich schriftlich damit einverstanden erklärt 
haben, dass der Dritte auf das Arbeitsergebnis vertrauen 
darf. 

G. Elektronische Datenversendung (E-Mail) 
Den Parteien ist die Verwendung elektronischer Medien 
zum Austausch und zur Übermittlung von Informationen 
gestattet und diese Form der Kommunikation stellt als 
solche keinen Bruch von etwaigen Verschwiegen-
heitspflichten dar. Den Parteien ist bewusst, dass die 
elektronische Übermittlung von Informationen (insbeson-
dere per E-Mail) Risiken (z.B. unberechtigter Zugriff Dritter) 
birgt.  

Jegliche Änderung der von uns auf elektronischem Wege 
übersandten Dokumente ebenso wie jede Weitergabe von 
solchen Dokumenten auf elektronischem Wege an Dritte 
darf nur nach unserer schriftlichen Zustimmung erfolgen.  

H. Vollständigkeitserklärung 
Die von den gesetzlichen Vertretern erbetene Vollständig-
keitserklärung umfasst gegebenenfalls auch die Bestäti-
gung, dass die in einer Anlage zur Vollständigkeitserklä-
rung zusammengefassten Auswirkungen von nicht korri-
gierten falschen Angaben im Prüfungsgegenstand sowohl 
einzeln als auch insgesamt unwesentlich sind. 

 

 

I. Geltungsbereich  
Die in den Sämtlichen Auftragsbedingungen enthaltenen 
Regelungen – einschließlich der Regelung zur Haftung – 
finden auch auf alle künftigen, vom Auftraggeber erteilten 
sonstigen Aufträge entsprechend Anwendung, soweit nicht 
jeweils gesonderte Vereinbarungen getroffen werden bzw. 
über einen Rahmenvertrag erfasst werden oder soweit für 
uns verbindliche in- oder ausländische gesetzliche oder 
behördliche Erfordernisse einzelnen Regelungen zu 
Gunsten des Auftraggebers entgegenstehen. 

Für unsere Leistungen gelten ausschließlich die 
Bedingungen der Sämtlichen Auftragsbedingungen; 
andere Bedingungen werden nicht Vertragsinhalt, wenn der 
Auftraggeber diese mit uns im Einzelnen nicht ausdrücklich 
schriftlich vereinbart hat. Allgemeine Einkaufsbedingungen, 
auf die im Rahmen automatisierter Bestellungen Bezug 
genommen wird, gelten auch dann nicht als einbezogen, 
wenn wir diesen nicht ausdrücklich widersprochen haben.  

J. Anwendbares Recht / Gerichtsstand 
Für die Auftragsdurchführung sind die von den maßgeb-
lichen deutschen berufsständischen Organisationen (Wirt-
schaftsprüferkammer, Steuerberaterkammer) entwickelten 
und verabschiedeten Berufsgrundsätze, soweit sie für den 
Auftrag im Einzelfall anwendbar sind, bestimmend.  

Auf das Auftragsverhältnis und auf sämtliche hieraus oder 
aufgrund der Erbringung der darin vereinbarten Leistungen 
resultierenden außervertraglichen Angelegenheiten oder 
Verpflichtungen findet deutsches Recht Anwendung. 

Ausschließlicher Gerichtsstand für alle in Verbindung mit 
dem Auftrag oder den darunter erbrachten Leistungen 
entstehenden Rechtsstreitigkeiten ist der Sitz unserer 
Kanzlei / Berufsgesellschaft in Deutschland.  


